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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 11.— 


(No. 4047) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Seiner 
aͤlteſtregierenden Herzoglichen Durchlaucht zu Anhalt-Bernburg, wegen 
Anſchließung des unteren Herzogthums Bernburg an das Preußiſche indirekte 
Steuerſyſtem. Vom 17ten Juni 1826. 


Nan Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine aͤlteſtregierende 
Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt» Bernburg durch die, in Folge der Vertraͤge 
vom 10ten Oktober 1823. Statt gefundene, Anſchließung des oberen Herzog⸗ 
thums Bernburg und des Amtes Muͤhlingen an das Preußiſche indirekte Steuer⸗ 
ſyſtem die Ueberzeugung gewonnen haben, daß der dadurch beabſichtigte Zweck 
einer Belebung des gegenſeitigen Verkehrs und der feſteren Begruͤndung der 
freundnachbarlichen Verhältniffe erreicht worden iſt; fo haben Allerhoͤchſts- und 
Hoͤchſtdieſelben beſchloſſen, jene vertragsmaͤßigen Beſtimmungen auch auf das 
untere Herzogthum Bernburg in Anwendung zu bringen, und daruͤber durch 
Ihre beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten, namlich: f N 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen durch Allerhoͤchſt Ihren Kam⸗ 

merherrn und Geheimen Legationsrath von Buͤlow, Ritter des rothen 

Adler⸗Ordens Zter, des Polniſchen St. Stanislaus⸗Ordens er, des 

Ruſſiſchen St. Wladimir⸗Ordens Ater Klaſſe und Komthur des Sachſen⸗ 

Weimarſchen Haus-Ordens vom weißen Falken, und 5 

Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg 
durch Hoͤchſt Ihren Geheimen Nath und Regierungs⸗Praͤſidenten, Frei⸗ 
herrn von Salmuth, Ritter des Königlich -Preußifchen rothen Adler⸗ 

Ordens 2ter Klaſſe, 
nachfolgende Uebereinkunft verabreden und, unter Vorbehalt der Genehmigung, 
abſchließen laſſen. 3 

Artikel 1. 

Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗ Bernburg erklären ſich, unbe⸗ 
ſchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit, mit dem unteren Herzog⸗ 
thume Bernburg dem Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme beizutreten, wie 

Jahrgang 1826. No. 11. — (No. 1017 — 1018.) N ſolches 


(Ausgegeben zu Berlin den 14ten Auguſt 1826.) 


„ 


ſolches durch das Geſetz vom 26ſten Mai 1818. und durch die ſeitdem erlaſſe⸗ 
nen Beſtimmungen und Erhebungsrollen feſtgeſetzt worden iſt, oder kuͤnftig noch 
durch geſetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter beſtimmt werden wird. 

Die Grundſaͤtze des Geſetzes vom 26ſten Mai 1818. ſollen, ohne beſon⸗ 
dere Uebereinkunft, nicht abgeaͤndert werden. - a 


Artikel 2. 

Seine Majeftät der König von Preußen verſprechen dagegen, dasjenige 
Einkommen, welches Ihren Kaſſen in Folge dieſer Anſchließung zufließen duͤrfte, 
den Kaſſen Seiner Herzoglichen Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg uͤberweiſen 
zu laſſen. i rn 
Artikel 3. 

Da, nach den Beſtimmungen des gedachten Zoll- und Verbrauchſteuer⸗ 
Geſetzes vom 26ſten Mai 1818., die Gefälle auf der aͤußern Grenze des Preußi⸗ 
ſchen Staates erhoben werden, und deshalb nicht zu ermitteln iſt, wie viel die 
Herzoglichen Unterthanen davon fuͤr die aus dem Auslande zu beziehenden Waaren 
entrichtet haben duͤrften; ſo ſoll der jedesmalige letztdreijaͤhrige Ertrag des Ein⸗ 
kommens an Verbrauchſteuern bei den Königlichen Zollaͤmtern in den ſieben dft- 
lichen Provinzen des Preußiſchen Staats dergeſtalt fuͤr die drei naͤchſten Jahre 
zur Grundlage der Theilnahme Seiner Durchlaucht des Herzogs zu Anhalt⸗Bern⸗ 
burg an jenen Einkuͤnften dienen, daß Hoͤchſtdeſſen Antheil nach den Verhaͤltniſſen 
der Bevoͤlkerung des in den Zollverband aufgenommenen Theils der gedachten 
ſieben Preußiſchen Provinzen zu der Bevoͤlkerung des unteren Herzogthums Bern⸗ 
burg berechnet werden wird. ER : 

Es wird dabei, um die Schwierigkeiten der Sonderung der Zollgefaͤlle von 
der Verbrauchſteuer zu beſeitigen, welche letztere, nach der dermaligen Erhebungs⸗ 
Rolle, unter den Eingangsabgaben mit begriffen iſt, angenommen, daß die 
Verbrauchſteuer % des Einkommens an Ein-, Aus- und Durchgangsabgaben 

zuſammengenommen betrage. en 

Artikel 4. i 5 

Wiewohl Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg eine Theil⸗ 
nahme an den Durchgangsabgaben, da dieſe nicht auf den Verbrauch zu rechnen 
ſind, weder auf den Grund gehabter und aufzugebender Durchgangs⸗Erhebungen, 
noch einer hoͤheren Beſteuerung Hoͤchſtdero Unterthanen, welche als die Folge 
Ihres Beitritts zu dem Preußiſchen Steuerſyſteme ſich betrachten ließe, in Anſpruch 
nehmen konnen; fo haben Seine Majeſtaͤt der König von Preußen doch aus Ruͤck⸗ 
ſicht auf den Umſtand, daß die Herzoglichen Unterthanen gegenwaͤrtig die in den | 

Preußiſchen Staaten hochbeſteuerten auslaͤndiſchen Waaren unmittelbar aus dem 
Auslande beziehen koͤnnen, welches mit dem Beitritt zu dem Preußiſchen Steuer⸗ 
: ſyſteme 


RE - > 


ſyſteme aufhört, dieſerhalb Seiner Herzoglichen Durchlaucht auch einen Antheil 
an den Einkuͤnften der Durchgangsabgaben zugeſichert. b f 

Dem zufolge iſt der Geſammtantheil Seiner Herzoglichen Durchlaucht an 
dem Geſammtertrage von Ein⸗, Aus⸗ und Durchgangsabgaben in den zum Steuer⸗ 
Verbande der ſieben oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen gehoͤrigen Landestheilen auf 
4 nach dem Verhaͤltniſſe der Bevoͤlkerung des unteren Herzogthums feſtgeſetzt. 


= : Artikel 5. 


Von den Waaren, welche mit Herzoglichen Hofmarſchallamts⸗Atteſten 
eingehen, werden die Gefaͤlle, ſoweit es durch die gedachten Atteſte verlangt wird, 
nicht beim Eingange erhoben, ſondern blos notirt, und bei der naͤchſten Quartal- 
Hebung des Antheils Seiner Durchlaucht an den Geſammt⸗Einkuͤnften in baarem 


Gelde angerechnet. N 
| Artikel 6, 


Die für die Herzoglichen Unterthanen mit der Poſt ankommenden Maaren 
unterliegen gleichen Beguͤnſtigungen und Beſchraͤnkungen mit denen, welche fuͤr 
die Koͤniglichen Unterthanen beſtimmt ſind. . 


Artikel 7 


In Folge des Beitritts des unteren Herzogthums Bernburg zum Preußiſchen 
Steuerverbande, wird die Umftellung deſſelben mit Preußiſchen Zollbeamten, ſo 
weit ſolches mit dem Preußiſchen Gebiete grenzt, aufhoͤren; dagegen aber eine 
Grenzbewachung deſſelben gegen das Nicht-Preußiſche Gebiet in ſoweit und 
zu dem Ende angeordnet werden, daß keine unverſteuerte Waaren in das untere 
Herzogthum und aus demſelben in die Preußiſchen Staaten eingefuͤhrt wer⸗ 
den koͤnnen. i 5 


ſtatt gefunden. 
Artikel 8. 

Mittelſt ſolcher iſt auch das Naͤhere uͤber die Bildung des Grenzbezirkes 
und das innerhalb deſſelben zu beobachtende Verfahren von Seiten der Grenz⸗ 
beamten feſtgeſetzt worden. 5 
5 Indeß werden auch in dem übrigen Landesgebiete beide Regierungen ſich 
in den zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Gefaͤlle und Aufrechthaltung der 
Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaßregeln einander gegenſeitig 
freundſchaftlich unterſtutzen, und daher namentlich auch geſtatten, daß die Koͤniglich⸗ 


Preußiſchen Zoll- und die Herzoglich-Bernburgſchen Impoſt⸗ (Akziſe»⸗ Beam⸗ 
ten die Spur begangener Unterſchleife in die gegenſeitigen Gebiete verfolgen, und 


mit Zuziehung der Ortsobrigkeiten ſich des Thatbeſtandes verſichern. 
5 5 N 2 Wenn 


Ueber die Ausführung der Grenzbewachung hat eine beſondere Einigung 
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on 


Wenn auch zu deſſen Feſtſtellung, oder zur Sicherung der Gefälle und Stra: 
fen, Viſitationen, Beſchlagnahmen und Vorkehrungen von den beiderſeitigen 
Zoll⸗ und Akziſeveamten, bei den Landes- oder Ortsbehoͤrden in Antrag gebracht 
werden, ſollen dieſe, nachdem fie ſich überzeugt, daß, den Umſtaͤnden nach, die 
Antraͤge durch die Geſetze begruͤndet, oder ihnen doch nicht entgegen ſind, ſolche 
alsbald willig und zweckmaͤßig veranftalten. 

Seine Durchlaucht verſprechen, das Preußiſche Steuergeſetz und Ordnung 
vom 26ſten Mai 1818. und deſſen bereits ergangenen oder noch zu erlaſſenden 
Deklarationen, als eigenes landesherrliches Geſetz zur Kenntniß Ihrer Unter⸗ 
thanen zu bringen, fuͤr die Aufrechthaltung deſſelben durch die betreffenden Be⸗ 
hoͤrden ſorgen, und die Kontraventen, nach erfolgter Unterſuchung und Ueber⸗ 
fuͤhrung, nach der Strenge dieſer Geſetze beſtrafen zu laſſen. Geldſtrafen, 
worauf die Herzoglichen Gerichte in ſolchen Fällen erkennen möchten, fallen, fo 
wie die Konfiskate, nach Abzug des Denunzianten-Antheils, dem Herzoglichen 
Fiskus lediglich anheim. : 

: Artikel 9. 

Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der 
Herzog zu Anhalt-Bernburg verſichern Ihren Unterthanen gegenſeitig den völlig 
freien und ungeftörten Verkehr zwiſchen den, innerhalb der Preußiſchen Zolllinie 
an den aͤußern Graͤnzen des Staats belegenen Koͤniglichen Preußiſchen Landen und 
dem unteren Herzogthume Bernburg, dergeſtalt, daß die von den beiderſeitigen 
Unterthanen innerhalb des gedachten Bezirks zu verfuͤhrenden Waaren und Er⸗ 
zeugniſſe aller Art, uͤberall den eigenen inlaͤndiſchen voͤllig gleich behandelt wer⸗ 
den ſollen. 5 : 
Artikel 10. 


In Folge des vorſtehenden Artikels werden auch ſolche inlaͤndiſche Erzeug⸗ 
niſſe, welche in den Koͤniglichen Preußiſchen oder in dem Herzoglichen Gebiete inner⸗ 
halb der Preußiſchen Zolllinie mit beſondern Verbrauchſteuern zur Zeit belegt ſind, 
oder Fünftig belegt werden möchten, in ſofern in völlig freiem Umlaufe ſeyn, als 
ſie in beiden Laͤndern ganz gleichen Abgaben unterliegen. Wo aber eine ſolche 
Gleichheit der Abgaben nicht ſtatt findet, wird bei dem Uebergange in das Ge⸗ 
biet, welches den hoͤhern Abgabenſatz hat, das Fehlende nacherhoben, und wer⸗ 
den beide Landesregierungen in dieſer zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Ge⸗ 
falle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaß⸗ 
regel einander gegenſeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen. Insbeſondere wird ſofort 
zur Vorbeugung etwaniger Mißbraͤuche bei der Ueberfuͤhrung der mit Verbrauch⸗ 
ſteuern belegten inlaͤndiſchen Erzeugniſſe aus dem unteren nach dem oberen Herzog⸗ 
thume Bernburg, das Noͤthige von den beiderſeitigen hierzu beſonders beauf⸗ 
tragten Kommiſſarien verabredet werden. f 


Arti⸗ 


= Artikel 11. 8 

Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußiſchen Staate von 
den eigenen Unterthanen deſſelben bereitet und verfertigt werden, im Preußiſchen 
Gebiete nicht freien Umlauf haben, ſondern nur von den dazu beſtimmten An⸗ 
ſtalten verkauft werden duͤrfen; ſo werden in Folge dieſer Beſtimmung auch 
Salz und Spielkarten, welche in den Herzoglichen Landen bereitet und verfertigt 
worden ſeyn moͤchten, in den Koͤniglichen Landen nicht freien Umlauf haben 
koͤnnen, ſondern daſelbſt den gleichen Beſchraͤnkungen, vorbehaͤltlich der Durch⸗ 
fuhr der Spielkarten, unterworfen ſeyn. In Ruͤckſicht des Salzes finden uͤber⸗ 
dies die beſonderen Beſtimmungen der zu Halle und Bernburg am bten und Iten 
April 1821. abgefchloffenen Uebereinkunft Anwendung, und iſt dabei ausdruͤck⸗ 
lich feſtgeſetzt, daß dieſelbe ihren Grundzuͤgen nach fo lange beſtehen ſoll, als 
die Vereinigung wegen der Steuern dauert. i 

= Artikel 12. i N 

Seine Herzogliche Durchlaucht behalten ſich fuͤr jetzt das Recht der Fort⸗ 
Erhebung der Elb- und Saalzoͤlle vor, wogegen es denn auch der Preußiſchen 
Regierung unbenommen bleibt, von den unmittelbar nach dem unteren Herzog⸗ 
thume gehenden oder daher kommenden Schiffen den Elb- und Saalzoll erheben 
zu laſſen. ? 

CE : Artikel 13. : 

Mit Ruͤckſicht auf die vorhergehenden Beſtimmungen iſt der Antheil an 
dem Steuereinkommen, welchen Seine Herzogliche Durchlaucht bis zum 31ſten 
Dezember 1827. zu erheben haben, auf eine Summe von „Sechszehn Tauſend 
Thaler Preußiſch Kurant“ fuͤr das Jahr feſtgeſetzt, welche in gleichen Quartal⸗ 
Raten, in den Monaten Maͤrz, Juni, September und Dezember, jedesmal mit 
Vier Tauſend Thaler Preußiſch Kurant, bei der Königlichen Provinzial-Steuer⸗ 
0 1 Magdeburg zur Verfuͤgung Seiner Herzoglichen Durchlaucht bereit 
ſtehen ſoll. a ERS £ 
Erleidet dieſe Zahlung Anſtand, fo wird folche ſofort, auf die davon Her⸗ 
zoglicher Seits gemachte Anzeige, von der Königlichen General⸗Staatskaſſe in 
Berlin geleiſtet werden. a 

i Artikel 14. 


In Erwägung, daß durch den gegenwärtigen Vertrag, der, in dem 
17ten Artikel der Uebereinkunft wegen des Beitritts des oberen Herzogthums 
Bernburg zum Preußiſchen indirekten Steuer ſyſteme gedachte Fall und, unter 
Beruͤckſichtigung der im vorſtehenden 10ten Artikel enthaltenen Bedingungen, ein 
freier Verkehr eintritt, — mithin die Veranlaſſung zu den Beſtimmungen der 
Artikel 18. und 19. der vorerwaͤhnten Uebereinkunft wegfaͤllt, ſo ſind dieſe drei 


Artikel als erloſchen zu betrachten. 
l Arti⸗ 


= nn = 
Artikel 15. 


Seine Herzogliche Durchlaucht verſprechen, vier Wochen vor Aufhebung 


der Preußiſchen Grenzbewachung gegen das untere Herzogthum, und mit dem 
Eintritte der Grenzbeſetzung deſſelben gegen das Nicht- Preußifche Gebiet, alle 
Waarenbeſtaͤnde in dem unteren Herzogthume genau aufzeichnen zu laſſen, die Ber 


ſitzer der Waaren entweder zur Zahlung der Steuer von den Beſtaͤnden, oder zur 


Wiederausfuͤhrung der Waaren nach dem Auslande, vor Aufhebung der Koͤnig⸗ 


lichen Preußiſchen Grenzbewachung anzuhalten, und ſtrenge in Gemaͤßheit der 


beſonders Statt gefundenen Einigung, verfahren zu laſſen. 
Die zu erhebende Steuer wird den Herzoglichen Kaſſen zufallen, jedoch foll 
der Betrag derſelben, von der, Preußiſcher Seits nach Artikel 13. zu zahlenden 
Summe, in Abzug gebracht werden. f i 


Artikel 16. 


Dieſer Vertrag ſoll bis zum Schluſſe des Jahres 1830. dauern und, 


falls in dieſem Jahre keine Aufkuͤndigung von der einen oder der andern Seite 

erfolgt, ſtillſchweigend als bis zum Ende des Jahres 1839. verlängert ange: 

ſehen werden. : Se 
Artikel 17. 


Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll unverzüglich zur Allerhöchften und Hoͤchſten 5 


Ratifikation vorgelegt und, nach Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden, ſofort 


zur Vollziehung gebracht werden. . 
Zu Urkund deſſen iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 


unterzeichnet und mit ihren Wappen beſiegelt worden. 
So geſchehen Berlin, den 17ten Juni 1826. 


(l. S) Heinrich Ulrich Wilhelm (L. S) Johann Volrath Ludvig 


von Buͤlow. Freiherr von Salmuth. 


worden. 


Dieſer Vertrag iſt unter dem 21ſten und 30ſten Juni d. J. ratifzzirt 


(No. 1018.) 


Fo. 1018.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21ſten Juli 1826., die Dienſtvergehungen der 
Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher in den Rheinprovinzen betreffend. 


Ich beſtimme auf Ihren, im Berichte vom 18ten Juli e, enthaltenen Antrag, 
daß den Gerichten der Rheinprovinzen, gleich wie es in der Verordnung vom 
25ſten April 1822. wegen der Notarien geſchehen, die Befugniß beigelegt wer⸗ 
den ſoll, auch gegen die Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher, wegen Dienſt⸗ 
vergehungen ſelbſtſtaͤndig zu erkennen. Zu dem Ende ſetze Ich Folgendes feſt: 

4) Bei dem Appellationshofe, den Aſſiſenhoͤfen, den Landgerichten und 
den Handelsgerichten erkennet jeder Senat oder jede Kammer uͤber diejenigen 
Disziplinarvergehen der Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher, welche in ſeiner 
Sitzung ſtatt finden, ohne daß eine Berufung zulaͤßig iſt. 5 

2 Alle andere, zu einer Disziplinar⸗Ruͤge geeignete Handlungen der ge⸗ 
nannten Beamten, mit Ausnahme der bei dem Appellationshofe angeſtellten 

Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher, werden, auf Betreiben des Ober-Pro⸗ 
kurators, vor eine Zivilkammer des Landgerichts, in deſſen Bezirk der Beſchul⸗ 
digte wohnt, gebracht, und es wird daruͤber entſchieden, nachdem der Beſchuldigte 
geladen und, wenn er perſoͤnlich erſchienen iſt, in ſeiner Vertheidigung gehoͤrt 
worden iſt. ö N e 
i 3) Die Disziplinarfirafen, welche die Gerichte, nach Maaßgabe der 
Schwere des, dem beſchuldigten Beamten zur Laſt fallenden Vergehens, zu er⸗ 

kennen haben, find. Ermahnung, Warnung, Verweis, Geldſtrafe von 5 bis 

20 Thalern, Suspenſion und Dienſtentſetzung. Eine Suspenſion darf nie auf 
mehr als drei Monate erkannt werden. Ein Verweis zieht den Verluſt eines 
monatlichen Gehalts, die Suspenſion den Verluſt deſſelben auf ihre ganze 
Dauer nach ſich. | 

4) Gegen alle Entſcheidungen dieſer Art CSS. 2. und 3.), fo wie gegen 
diejenigen, hinſichtlich der Notarien nach der Verordnung vom 25ſten April 1822. 
ſoll die Berufung an den rheiniſchen Appellationshof, ſowohl von Seiten des 
Dber- Profurators, als des Angeſchuldigten, zulaͤßig ſeyn. Wenn jedoch das 
Erkenntniß der erſten Inftanz eine Suspenſion, oder die Dienſtentſetzung aus⸗ 
ſpricht, ſo muß der verurtheilte Beamte, vom Tage der Zuſtellung des Urtels, 
bis zu einem in zweiter Inſtanz zu ſeinen Gunſten erfolgten abaͤndernden Er⸗ 
kenntniſſe, ſich der Ausuͤbung ſeines Amts enthalten, bei Vermeidung der, im 
Strafgeſetzbuche angedrohten Strafen und der Nichtigkeit der von ihm vorge⸗ 
nommenen amtlichen Verhandlungen. ; 

5) Die Disziplinarvergehen der bei dem Appellationshofe angeſtellten Ge⸗ 
richts ſchreiber und Gerichtsvollzieher werden, auf Betreiben des General-Pro⸗ 
kurgtors, von dem zweiten Zivilſenate des genannten Gerichtshofes beſtraft. 

Die 
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Die Berufung gegen die Entſcheidung findet ſowohl von Seiten des General⸗ 
Prokurators als des Angeſchuldigten, mit der unter Nr. 4. feftgefegten Mobifi- 
kation ſtatt, und geht an den erſten Zivilſenat des gedachten Gerichtshofes. 

6) Es behaͤlt bei dem bisherigen Ausſchluß der Oeffentlichkeit des Dis⸗ 
ziplinarverfahrens gegen die genannten Beamten ſein Bewenden. 

7) Die Berufung gegen die Entſcheidungen muß, vom Tage der Zuſtel⸗ 
lung des Urtels, in Monatsfriſt eingelegt werden, und iſt ſpaͤter nicht mehr 
zulaͤßig. 


Sie wird dem Ober- Prokurator „oder, nach Verſchiedenheit des Falls, 


dem General⸗ Prokurator, zugeſtellt, auf deſſen Betreiben das Urtel ergangen iſt. 
Die von dem Ober- Prokurator oder dem General⸗ Prokurator einzule⸗ 


gende Berufung iſt ebenfalls an jene Friſt von einem Monate, vom Tage des 
ergangenen Erkenntniſſes an, gebunden; ſie wird dem 5 in der g 


gewöhnlichen Art notiftzirt. 

8) Die rechtskraͤftigen Erkenntniſſe gegen Gerichtsvollzieher, welche ai 
Suspenſion oder Dienſtentſetzung lauten, follen durch die Amtsblätter det rhein 
ſchen Regierungen bekannt gemacht werden. 


9) Die bis zur Verkuͤndigung des gegenwärtigen Kabinetsbefehls ergan 
genen und von dem Appellationshofe, nach der bisher befolgten Form, bereits 


beftätigten Disziplinarbeſchluͤſſe ſollen ohne Weiteres vollſtreckt werden. Hin⸗ 
ſichtlich der von dem Appellationshofe noch nicht beſtaͤtigten Beſchluͤſſe der Land⸗ 
gerichte, ſo wie derjenigen, welche nach den bisher beſtandenen Geſetzen nicht 


dem Appellationshofe, ſondern unmittelbar Ihnen, dem Juſtizminiſter, zur Ber 


ſtaͤtigung vorgelegt werden ſollen und noch nicht beſtaͤtigt ſind, faͤllt die Be⸗ 


ftätigung in der bisher LOL Art weg; aber es ift dem Beſchuldigten | 


eine Friſt von einem Monate, vom Tage der ihm zu machenden Zuftellung, be: 


williget, um die Berufung in der oben angegebenen Art einzulegen. Auch dem 


Ober-Prokurator ſteht dieſe Berufung zu, nur muß dieſelbe in Monatfriſt, vom 


Tage der Verkuͤndigung des gegenwaͤrtigen Befehls, dem Beſchuldigten zuge⸗ 
ſtellt werden. 


10) Alle bisher beſtandenen Geſetze, in ſoweit fie den obigen Beſtim⸗ ö 


mungen zuwider ſind, treten vom Tage der Verkuͤndigung des gegenwärtigen 


Befehls, außer Kraft. 
Teplitz, den 21ſten Juli 1826. 
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den Staats⸗ und Juſtizminiſter Grafen v. D anckelmann. 


